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, ANWALTSKANZLEI BEX 

Amtsgericht Aachen 
Schöffengeric~t 

IM NAMEN DES VOLKES 

Urteil 

I n der Strafsache 

gegen 
gebor,en  in  
syrischer Staatsangehöriger ' 
zuletzt unbekannten Aufenthaltes, , 
zurzeit in anderer Sache in Untersuchungshaft in der 
Justizvollzugsanstalt Aachen 

wegen unerlaubten Besitzes von Betäubungsmitteln u.a. 

hat das Amtsgericht Aachen 
aufgrund der Hauptverhandlung vom , ,  und 

, 
an der teilgenommen haben: 

Richterin am Amtsgericht 
als Richterin 

  
  

als Schöffen 

Oberstaatsanwalt  und Staatsanwalt
als Vertreter der Staatsanwaltschaft Aachen 

Rechtsanwalt Bex aus Aachen 
. als Verteidiger des Angeklagten  

, ' 
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Justizbeschäftigte , Justizbeschäftigte 'und Justizbeschäftigte 
Stollenwerk 
al~ Urkundsbeamtinnen der Geschäftsstelle 

am 

für Recht erkannt: 

De~ Angeklagte wird wegen Besitzes von Betäubungsmitteln in 3 Fällen, in 
einem Fall in Tateinheit rTIit Verstoß gegen das Waffengesetz, unter 
Einbeziehung der Strafe ~us dem Urteil d~s Amtsgerichts Geilenkirchen vom 
12.02.2020, Az.  zu einer Gesamtfreiheitsstrafe 
von 1 o Monaten verurteilt. ' 

Darüber hinaus wird er wegen vorsätzlichen Fahrens ohne Fahrerlaubn is und 
wegen Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte zu einer weiteren 
Gesamtfreiheitsstrafe von 4 Monaten 2 Wochen verurteilt. 

Im Übrigen wird der Angeklagte freigesprochen. 

Der Angeklagte trägt die Kosten des Verfahrens und seine notwendigen 
Auslagen, soweit er verurteilt wurde. Im Übrigen fallen die Kosten des 
Verfahrens und seine notwendigen Auslagen der Staatska~se zur Last. 

Angewendete Vorschriften: 

§§ 1, 3, 29 Abs. 1 Nr. 3 BtMG,§ 52 Abs. 3 Nr. 1 Var. 2 WaffG, iVm. Anlage 1 
zu § 1 Abs. 4 WaffG Abschnitt 2 Ziffer' 4, § 21 Abs~ 1 Nr.1 StVG, §§ 113'Abs. 1, 

' 47 Abs: 1, 52, 53, 54 StGB 

Gründe: 
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(teilweise abgekürzt nach § 267 Abs. 5 StPO) 

Dem Urteil liegt keine Verständigung nach § 257c StPO zugrunde . 

. 1. 

Zu den persönlichen Verhältnissen des Angeklagten ist Folgendes festgestellt 
worden: 

Der zum Zeitpunkt der Hauptverhandlung 25-j~hrige Angeklagte ist in Syrien 
geboren, hat dort bei seinen Eltern und seinen fünf jüngeren Geschwistern gelebt. Im 
Jahr 2010 starb sein Vater, seine Mutter ist Hausfrau. Der Angeklagte ging in t 
elf Jahre lang zur Schule und absolvierte dort einen dem Realschulabschluss 
vergleichbaren Schulabschluss. Weil er in  Soldat werden sollte, verlieg er 
seine Heimat und kam im Jahr 2015 nach Deutschland, wo er arbeiten und studieren 
wollte. An der Volkshochschule machte er einen Deutschkurs. Mangels Einreichens 
der erforderlichen Dokumente wurde sein Schulabschluss in Deutschland bislang 
nicht anerkannt. Er arbeitete eine Zeit lang als Systemreiniger bei 

Für die von ihm angestrebte Ausbildung zum Kfz-
Mechaniker fehlt ihm ein weiterer Deutschkurs, den er vorzeitig abbrach. Am 
20.09.2021 bewarb sich der Angeklagte erneut bei der  

 eine Rückmeldung liegt bislang noch nicht vor. 

Der Aufenthaltstitel des Angeklagten ist derzeit bis zum 22.04.2022 gültig. 

Mit der Zeugin hat der Angeklagte einen sieben Monate alten Sohn. Das 
einige Zeit bestehende Verlöbnis mit der Zeugin b~steht mittlerweile nicht 
mehr. Die Vaterschaft hat der Angeklagte anerkannt; die Zeugin hat das 
alleinige Sorgerecht für den Sohn. 

Der Angeklagte konsumierte im Tatzeitraum gelegentlich Cannabis, Kokain und 
Alkohol. 

Von schwerwiegenden Krankheiten ist der Angeklagte verschont geblieben. 

Schulden hat der Angeklagte keine. 

In strafrechtlicher Hinsicht ist der Angeklagte bisher wie folgt in Erscheinung 
getreten: 

1. Am 18.04.2016 sah die Staatsanwaltschaft Aachen, Az.  von 
der Verfolgung eines Diebstahls nach § 45 Abs. 1 JGG ab. 

2. Am 05.12.2016 sah die Staatsanwaltschaft Aachen, Az.  von 
der Verfolgung eines Erschleichens von Leistungen nach § 45 Abs. 1 JGG ab. 
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3. Am 08.11.2017 erließ das Amtsgericht Aachen, Az. 
 rechtskräftig seit dem gegen den Angeklagten wegen 

unerlaubten Handeltreibens mit Betäubungsmitteln eine Geldstrafe von 50 

Tagessätzen zu je 20,00 EUR. 

4. Am 18.05.2018 verhängte das Amtsgericht Aachen, "Az.  
 rechtskräftig seit dem  gegen den Angeklagten wegen 

unerlaubten Besitzes von B~täubungsmitteln .eine Geldstrafe ,j'on 30 

Tagessätzen zu je 10,00 EUR. 

5. Am 12.07.2018 erkannte das Amtsgericht Aachen, Az. 
 rechtskräftig seit d~m wegen Betruges in Tateinheit mit 

Missbrauch von Scheck-und Kreditkarten in zwei Fällen auf eine Geldstrafe 
von 30 Tagessätzen zu je 20,00 EUR. 

6. Am 13.09.2018 entschied das Amtsgericht Aachen, Az. 
rechtskräftig seit dem wegen unerlaubten Besitzes von 

Betäubungsmitteln sowie Fahrens ohne Fahrerlaubnis auf eine Geldstrafe von 
90 Tagessätzen zu je 12,00 EUR und verhängte eine Sperre für die 
Fahrerlaubnis bis 19.08.2019. 

7. Am 26 . .09.2018 verurteilte das Amtsgericht Aachen, Az. 
, rechtskräftig seit dem den Angeklagten wegen 

unerlaubten Handeltreibens mit Betäubungsmitteln zu einer Geldstrafe von 90 
Tagessätzen zu je 10,00 EUR. ' 

8. Am 25:01.2019 befand das Amtsgericht Aachen, Az.,  
 rechtskräftig seit dem gegen 'den Angeklagten wegen 

unerlaubten Besitzes' von Betäubungsmitteln auf eine Geldstrafe von 20 
Tagessätzen zu je 10,00 EUR. 

9. Am 14.02.2019 bildete das Amtsgericht Aachen, Az. 
 rechtskräftig seit dem nachträglich aus den 

Entscheidungen vom  und  eine Gesamtgeldstrafe von 
65 Tagessätzen zu je 20,00 EUR nebst Aufrechterhaltung der MaßregeL 

10.Am 05.06.2019 bildete das Amtsgericht Aachen, Az.  
 rechtskräftig seit dem  nachträglich aus den 
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Entscheidungen vom , 8 und ·  eine 
Gesamtgeldstrafe von 150 Tagessätzen zu je 10,00 EUR. 

11.Am 12.02.2020 verurteilte das Amtsgericht Geilenkirchen, Az.  
rechtskräftig seit dem , den Angeklagten wegen 

unerlaubter Einfuhr von Betäubungsmitteln, beQangen am , zu 
einer Freiheitsstrafe v.on sechs Monaten Freiheitsstrafe mit Strafaussetzung 
zur Bewährung. 

Dem LJrteilliegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

"Am  gegen Uhr schwärzte der Angeklagte als 
Beifahrer im Pkw amtliches Kennzeichen , aus 
den Niederlanden kommend über die Heerlener Straße nach Obach-
Palenberg ca. 5,00 Gramm Kokain und ca. 1; 0 Gramm Marihuana in 
das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ·ein. Veräußert werden 
sollten diese Betäubungsmittel nicht. " 

Der Angeklagte ist am vorläufig festgenommen word~n. Er befand sich in 
der Zeit vom . bis zum  aufgrund des Haftbefehls des 
Amtsgerichts Aachen vom , Az.  in Untersuchungshaft. 

In der Zeit vom  bis zum  und vom  bis zum 
befand er sich jeweils in anderer Sache in Haft. 

Ab · dem  war der Angeklagte aufgrund des abgeänderten Haftbefehls des 
Amtsgerichts Aachen vom  Az. in dieser Sache wieder in 
Untersuchungshaft. Durch Verschonungsbeschluss vom wurde der 
Angeklagte am  aus dieser Untersuchungshaft entlassen. . 

Aufgrund eines Haftbefehls in anderer Sache befindet sich der Angeklagte seit dem 
 wieder in Untersuchungshaft i.n anderer Sache. 

Der Verschonungsbeschluss des Amtsgerichts Aachen vom in dieser 
Sache wurde durch Beschlu,ss vom widerrufen; Überhaft ist notiert. 

11. 

Das Gericht hat folgende tatsächliche Feststellungen getroffen: 

1. 
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Am gegen Uhr verfügte der Angeklagte am Bahnhof Aachen West 
über 44,42 Gramm Marihuana mit · einem Wirkstoftgehalt von 2,48 Gramm 
Tetrahydrocannabinol zum Eigenkonsum. Hierbei war ihm bekannt und bewusst, 
dass er nicht über die erforderliche Erlaubnis hierfür verfügte. 

Das Marihuana konnte im Rahmen einer polizeilichen Kontrolle sichergestellt 
werden . . 

2. 

Am  gegen Uhr verfügte. der Angeklagte am Bahnhof in 
Herzogenrathohne die erforderliche Erlaubnis über 12,8 Gramm Marihua na für 
seinen eigenen Konsum. Weiterhin hatte er, wie ihm bekannt und bewusst war, einen 
verbotenen Schlagring bei sich. 

Das Marihuana und der Schlagring konnten im Rahmen einer polizeilichen Kontrolle 
sichergestellt werden. 

3. 

Am gegen Uhr verfügte der Angeklagte erneut und ohne die 
erforderliche Erlaubnis am Bahnhof Rothe Erde in Aachen über 0,3 Gramm 
Marihuana 'für den Eigenkonsum. 

Das Marihuana konnte im ' Rahmen einer polizeilichen Kontrolle sichergestellt 
werden. ' 

4. ' 

Am Freitag, den , befuhr der Angeklagte, der -wie ihm bekannt und 
bewusst war- über keine Fahrerlaubnis verfügte, gegen Uhr mit einem 
Personenkraftwagen der Marke mit dem amtlichen Kennzeichen 
unter anderem über die . 

Zum Zeitpunkt der Fahrt hatte der An,geklagte aufgrund vorangegangenen Konsums 
Cannabinoide und Cocain im Blut, ohne dass seine Fahrtüchtigkeit hierdurch 
relevant beeinträchtigt war. 

5. 

Der in seiner Freizeit befindliche Polizeibeamte erkannte den, ihm dienstlich 
bekannten Angeklagten bei ,der Tat zu Zift. 4 a~ ·  wieder, während er 
seinerseits auf der  in Aachen unterwegs war. Da dem Zeugen 

bekannt war, dass der" Angeklagte nicht über eine gültige Fahrerlaubnis 



7 

verfügte, , nahm er die Verfolgung des Angeklagten auf und informierte die 
Dienststelle. Als der Angeklagte das oben genannte Fahrzeug vor der 
parkte, ausstieg und sich fußläufig entfernen wollte, zeigte der Zeuge seinen 
Dienstausweis vor und äußerte "Polizei, bleiben Sie stehen". Dem kam der 
Angeklagte nicht nach und ging auf den Zeugen  zu. Der Zeuge  rief 
erneut "Polizei, bleiben Sie stehen! Ich habe weitere Polizisten i~formiert un d Sie 
müssen mit mir auf einen Streifenwagen warten.". Der Angeklagte wollte nun an dem , 
Zeugen vorbeilaufen und sich entfernen. Der Zeuge hie lt den 
Angeklagten daraufhin am rechten Arm fest. Der Angeklagte riss sich unter 
Anspannung seiner Armmuskulatur los, wobei der Angeklagte die' Hände zur Faust 
ballte. Um eine Flucht des Angeklagten sowie einen Angriff durch den Angeklagten 
zu unterbinden, versuchte der Zeuge  den Angeklagten mittels eines 
Mebelgriffs zu Boden zu bringen. Dabei leistete der Angeklagte massive Gegenwehr, 
indem er sich durch ruckartige Bewegungen aus dem Griff des Z~ugen lösen wollte. 
In Folge dieses Gerangels gingen beide zU Boden, wobei der Angeklagte eine leichte 
Schürfwunde am linken Ellenbogen erlitt. Kurz darauf trafen die polizei lichen 
Unterstützungskräfte ein. Der Angeklagte leistete sodann keine Gegenwehr mehr. 

111. 

1. 

Die Feststellungen zur Person des Angeklagten und zu seinen Lebensverhältnissen 
beruhen auf seinen eigenen Angaben, soweit ihnen gefolgt werden konnte. 
Hinsichtlich des Verlöbnisses und der Regelungen betreffend den Sohn folgte das 

, , 

Gericht den Angaben der Zeugin , die glaubhaft schilderte, das Verlöbnis mit . -
dem Angeklagten gelöst zu haben und keine Beziehung ' mit dem Angeklagten mehr 
zu führen und führen zu wollen; dem Umgang zum gemeinsamen Sohn, für den sie 
alleine das Sorgerecht habe, wolle sie ermöglichen. Darüber hinaus , beruhen die ' 
Feststellungen zu den strafrechtlichen Vorbelastungen auf der verlesenen Auskunft 
aus dem Bundeszentralregister vom 09.09.2021 und . dem verlesenen Urteil des 
Amtsgerichts Geilenkirchen vom . 

" 

2. ' 

Die Feststellungen zu den Taten . beruhen auf den . überwi~gend geständigen 
Angaben des Angeklagten und der durchgeführten Beweisaufnahme, deren Inhalt 
und Umfang sich aus dem Sitzungsprotokoll ergibt, aufdas Bezug genommen wird. 

a) 
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Die Tat zu Ziff. 1 hat der Angeklagte eingeräumt. Sein Geständnis war glaubhaft und 
wurde ' durch die verlesene Bescheinigung über die Sicherstellung der 
B~täubungsmittel, den verlesenen Nachweis .und das verlesene Wirkstoffgutachten, 
aus dem sich Art, Menge und Wirkstoffgehalt ergaben, bestätigt. 

b) 

Die Tat zu .Ziff. 2 räumte der Angeklagte ebenfalls ein. Auch .hier bestanden an 
seinem Geständnis keine Zweifel, zumal er zur Herkunft des Schlagrings· Angaben 
machte, die Täterwissen offenbarten. Das verlesene Sicherstellungsprotokoll, der 
verlesene Nachweis sowie der ·verlesene Untersuchungsbefund des Schlagrings 
verifizierten die Angaben des Angeklagten. 

c) 

Die- Tat zu Ziff. 3 gestand der Angeklagten auch ein. Seine geständigen Angaben 
wurde~ von dem verlesenen Sicherstellungsprotokoll und dem verlesenen Nachweis 
getragen . . 

d) 

Die Tat zu Ziff. 4 beruht ebenso auf dem Geständnis des Angekla!;lten, der angab 
nicht im Besitz einer gÜltigen Fahrerlaubnis gewesen zu sein und gleichwohl mit dem 
Pkw seiner damaligen Verlobten gefahren zu · sein . . Darüber hinaus wurden diese 
Angaben durch die glaubhaften Schilderungen des Zeugen  verifiziert, der 
detailliert berichtete, woher er den Angeklagten in Erinnerung hatte und den 
Umstand, dass dieser keine Fahrerlaubnis besaß, kannte, weswegen er ihm ab der 
Habsburgerallee hinterhergefahren sein. 

Die Feststellung, dass der Angeklagte Cannabinoide Und Cocain im Blut hatte, ergab 
sich zum einen aus dem generell beschriebenen KonsumVerhalten des. Angeklagten 
und insbesondere aus dem verlesenen chemisch-toxikologischen Gutachten 'der 
Uniklinik Köln vom 22.06.2020. Hieraus war zudem zu entnehmen, dass diese Werte 
im unteren Bereich lagen, weswegen das Gericht zu der Überzeugung .kam, dass die 

. Fahrtüchtigkeit des Angeklagten nicht relevant beei':1f1usst war. Insoweit war auch 
von Bedeutung dass der Zeuge  im Rahmen des Hinterherfahrens keine 
besonderen Auffälligkeiten in der Fahrweise des Angeklagten beobachtet hatte. 
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Die Feststellungen zu der Tat zu Ziff. 5 beruhen auf den Angaben des Angekl agten, 
soweit ihnen gefolgt werden konnte, und den glaubhaften Angaben des Zeugen 

 

Der Angeklagte bestätigte zwar, von dem Zeugen Kremer angesprochen worden zu 
sein, ihn indes - auch mangels Hin'weises des Zeugen - nicht als 
Polizei beamten erkannt zu haben, weswegen er den Vorfall bis zum Eintreffen der 
Polizei nicht habe einordnen können. 

Zur Überzeugung des· Gerichts stand jedoch' aufgrund der glaubhaften Angaben des 
Zeugen fest, dass sich der Zeuge .als Polizei beamter sowohl durch seinen 
verbalen Hinweis als auch durch Zeigen des Dienstausweises zu erkennen gegeben 
hat. Der Zeuge berichtete, den Ablauf äußerst detailliert und umfangreich; hierbei hob 
er hervor, mit dem Angeklagten einige Zeit zuvor im Rahmen eines dienstl ichen 
Einsatzes betreffend den Zeugen  auf einem Parkplatz eines Ämazon-
Geländes. über einen mehrstündigen Zeitraum ' zu tun gehabt ' zu haben. Zu der 
Widerstandshandlung berichtete der Zeuge auch entlastende Umstände, wie , dass 
das Ballen .der Fäuste des Angeklagten auf ihn den Eindruck der Muskelanspannung 
und nicht eines kurz bevorstehenden Angriffs g.emacht habe. Darüber hinaus räumte 
der Zeuge selbstbelastend ein, dass er in der Situation nicht sicher sagen könnte, ob 
er den Angeklagten vor dem Eintreffen der Kollegen als Beschuldigten fö rmlich 
belehrt habe.· Aus den Schilderungen des Zeugen ergab sich ein stimmiges und in 
sich geschlossenes Geschehen. 

Dass der Angeklagte womöglich wegen sprachlicher Probleme Hinweise oder 
Äußerungen des Zeugen nicht habe verstehen können, überzeugte das Gericht 
nicht. Der Angeklagte verfügt, wie er durch sein Einlassverhalten deutlich erkennen 
ließ, über für den Alltag gut . brauchbare Deutschkenntnisse, wenngleich nicht 
verkannt wurde, dass er der Rechts- und Wirtschaftssprache nicht ausreichend 
mächtig war. So darf in diesem Zusammenhang auch berücksichtigt werden, dass 
der Angeklagte die Hilfe des Dolmetschers nur vereinzelt in Anspruch genommen hat 
und auch im Rahmen des mehrstündigen Einsatzes, den der Zeuge 
ausführlich beschrieben hatte, nicht .durch Sprachbarrieren aufgefallen sei. 

f) 

Konkrete Anhaltspunkte, die für eine erhebliche Einschränkung oder Aufhebung der 
Schuldfähigkeit des Angeklagten im Hinblick auf den von ihm beschriebenen 
gelegentlichen Konsum von Cannabis und Kokain hätten sprechen ,können, lagen 
auch unter Berücksichtigung der Ergebnisse des chemisch-toxikologischen 
Gutachtens nicht vor. Hierbei wurde auch bedacht, dass der Angeklagte si~h an die 
Taten erinnern und deren Abläufe _schildern konnte, dem Zeuge keine 
Besonderheiten diesbezüglich aufgefallen waren und nach dem verlesenen 
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ärztlichen Bericht vom 08.05.2020 der Einfluss von Drogen nicht bemerkbar gewesen . 
sei. 

IV. · 

Nach den getroffenen Feststellungen ist der Angeklagte hinsichtlich der Fälle zu Ziff. 
1 bi.s 3 jeweils des unerlaubten Besitzes von Betäubungsmitteln gemäß §§ 1, 3, 29 
Abs. 1 Nr. 3 BtMG schuldig, wobei er in dem Fall zu Ziff. 2 tateinheitlich nach § 52 
StGB wegen Verstoßes gegen das Waffen~iesetz nach § 52 Abs. 3 Nr. 1 Var. 2 
WaffG, iVm. Anlage 1 zu § 1 Abs. 4 WaffO Abschnitt 2 Ziffer 4 schuldig ist. Eine dem 
Besitz vorrangige Strafbarkeit wegen Erwerbs der Betäubungsmittel schied mangels 
au~reichender Konkretisierbarkeit der jeweiligen E,rwerbsvorgänge aus, so dass es 
bei dem Auffangtatbestand verblieb. 

Betreffend die Tat zu Ziff. 4 hat sich der Angeklagte wegen vorsätzlichen Fahrens 
ohne Fahrerlaubnis nach § 21 Abs.1 Nr.1 StVG und bet~effend die Tat zu Ziff. 5 
wegen Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte nach § 113 Abs. 1 StGB strafbar 
gemacht. 

Der Angeklagte handelte in allen Fällen rechtswidrig und schuldhaft. 

Sämtliche Taten stehen zueinander in Tatmehrheit, § 53 StGB. 

V. 
Im ·Rahmen der Strafzumessung hat sich das Gericht von folgenden Erwägungen 
leiten lassen: 

1 . Taten zu Ziff. 1 bis 3 

a) 

Der Strafrahmen ist für die Taten zu Ziff. 1 bis 3 jeweils § ·29 Abs. 1 BtMG 
entnommen, der Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren vorsieht. Auch im 
Fall zu Ziff. 2 wurde dieser Strafra.hmen zugrunde gelegt, da der in § 52 Abs. 3 
WaffG vorgesehene Strafrahmen niedriger ist, .§ 52 Abs. 2 S. 1 StGB. 

Für den Angeklagten sprach, dass er in allen drei Fällen geständig war und auf die 
Herausgabe der sichergestellten Betäubungsmittel und im Fall zu Ziff. 2 zusätzlich , , 

des Schlagrings verzichtet hat. Es handelte sich in allen drei Fällen um eine sog. 
weiche Droge, die überdies zum Eigenkonsum bestimmt war und sichergestellt 
werden konnte. Überdies lagen die Taten bereits zwei Jahre zurück. 
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Gegen den Angeklagten sprach , jedoch in allen drei Fällen, dass er b ereits 
einschlägig in Erscheinung getreten ist und er nur zwei Monate ' nach der 
Ent$cheidung vom 25.01.2019 erneut vergleichbare Taten begangen hat, was eine-
wegen der Rückfallgeschwindigkeit- erhöhte kriminelle Energie des Angeklagten 
zeigte. Im Fall zu lift. 1 lag mit rund 44 Gramm eine größere Menge vor, was sich 
strafschärfend in diesem Fall auswirkte. Im Fall zu lift. 2 wurde der tateinheitlich 
verwirklichte Verstoß gegen das Waftengesetz zu seinen Lasten berücksichtigt. 

Nach Abwägung der vorgenannten Strafzumessungserwägungen erachtete das 
Gericht für die Tat-zu Zift. 1 eine Freiheitsstrafe von 

vier Monaten, 

für die Tat zu Zift. 2 eine Freiheitsstrafe von 

vier MonatEm 

und für die Tat zu Zift. 3 eine Geldstrafe von 

10 Tagessätzen zu je 10,00 EUR 

I 

unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse des Angeklagten .als tat- und 
schuldangemessen. 

. . 
Die Verhängung kurzer Freiheitsstrafen gem. § 47 Abs. 2 StGB war aufgrund der 
Vorstrafen des . Angeklagten zur Einwirkung ' auf ihn und zur Verteidigung der 
Rechtsordnung unerlässlich. Insbesondere der Umstand, dass der Angeklagte nur 
zwei Monate vor der Tat zu lift. 1 wegen einer vergleichbaren Tat verurteilt worden 
ist, zeigt, dass hier die Verhängung der dortigen Geldstrafe nicht nachhaltig auf den 
Angeklagten eingewirkt hat, so dass nunmehr die Verhängung einer kurzen 
Freiheitsstrafe trotz der jetzt zurückliegenden leit und auch unter Berücksichtigung 
der Verfahrensdauer geboten und erforderlich war. 

b) 

Aus diesen Einzelstrafen war gem. §§ 53, 54 StGB unter Einbeziehung des 
läsurwirkung entfaltendem Urteils des Amtsgerichts Geilenkirchen vom  
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unter angemessener Erhöhung der höchsten verwirkten Einsatzstrafe von sechs 
Monaten eine Ges'amtstrafe zu bilden. Hierbei wurden die Person des Angekragten 
unq die Taten in ihrem zeitlichen Verhältnis zueinander ebenso berücksichtigt, wie 
die zuvor aufgeführten Strafzumessungserwägungen der jeweiligen Strafen. 

Die Ausführungen zur Strafzumessung in dem Urteil des Amtsgerichts Geilenkirche'n 
vom lauteten wie folgt: 

"Im Rahmen der Strafzumessung hat das Gericht zu Gunsten des 
Angeklagten dessen offenes und ' ehrliches Geständnis gesehen und 
berücksichtigt, dass die von dem Angeklagten in das Bundesgebiet 
eingeführten Drogen allesamt sichergestellt werden konnten. Dem gegenüber 
musste sich zu Lastendes ,Angeklagten auswirken, dass dieser strafrechtlich 
bereits in Erscheinung getreten ist" vielfach und insbesondere auch 
einschlägig. Durch die gegen den Angeklagten festzusetzende Strafe ist 
diesem unmissverständlich aufzuzeigen, dass weitere Straftaten von ihm nicht 
mehr hingenommen werden. Nach dafürhalten des Gerichts ist dieses Ziel 
angesichts der Vielzahl der gegen den Angeklagten bereits verhängten 
Geldstrafen lediglich noch durch die Verhängung einer Freiheitsstrafe zu 
erreichen. Unter Berücksichtigung dieser sowie aller weiteren in § 46 StGB 
aufgeführten ' für und gegen den Angeklagten sprechenden 
Strafzumessungserwägungen erschien die Verhängung ,einer Freiheitsstrafe 
von 

6 Monaten 

tat- und schuldangemessen. " 

Das Gericht erachtete sodann eine 

Gesamtfreiheitsstrafe von zehn Monaten 

als tat- und schuldangemessen. , 

c) 

Die Vollstreckung dieser Gesamtfreiheitsstrafe konnte nicht nach § 56 Abs. 1 StGB 
zur Bewährung ausgesetzt werden. Der Angeklagte ist weder sozial noch 
wirtschaftlich tragfähig eingebunden. Die von ihm erhoffte Beziehung zu 'der 
Kindsmutter be~teht nicht, so dass er ohne jede familiäre Unterstützung im Inland ist. 
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Es besteht zur leit nicht die Erwartung, dass sich der Angeklagte bereits die 
Verurteilung als Warnung dienen lassen und künftig keine Straftaten mehr begehen 
wird. Dies wurde auch durch sei"n Verhalten, . welches letztlich zum Widerruf der 
Haftverscl;lonung geführt hat, deutlich, so dass derzeit keine positive Sozialprogndse 
gestellt werden kann. lwar hat sich der Angeklagte bemüht, ~us der 
Untersuchungshaft heraus. ein.en Job zu finden, dies allein reicht jedoch vorl i egend 
nicht aus, um eine positive Sozial prognose stellen zu können. 

2. Taten zu liff. 4 und 5 

a) 

Der Strafrahmen ist für die Tat zu liff. 4 § 21 Abs. 1 StVG entnommen, der 
Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr vorsieht. 

Für den Angeklagten sprach, dass er geständig war. 

Gegl3n den Angeklagten sprach indes, dass er bereits einschlägig vorbestraft ist. · 
'. Auch die gefahrene Strecke durch die Aachener Innenstadt zu Berufsverkehrszeiten 

wirkte sich aufgrund des -gegenüber einem Fahren in einem entlegenen, vo'n 
anderen Verkehrsteilnehmern ungenutzten öffentlichen Bereichs- höheren ' . . 
Risikopotenzials strafschärfend aus. ludem kam zu seinen Lasten hinzu, dass er 
Betäubungsmittel im Blut hatte, woraus sich eine gleichgültige Haltung in Bezug auf 
die Rechtsordnung und das Stellen der eigenen Inter~ssen über das 
Sicherheitsinteresse der Gemeinschaft ergibt. 

Nach Abwägung der vorgenannten Strafzumessungserwägungen erachtete das 
Gericht für die Tat zu liff. 4 eine Freiheitsstrafe von 

drei Monaten 

als tat ... und schuldangemessen. 

Bei der Tat zu lift. 4 war aus den vorgenannten Gründen ebenfalls die Verhängung 
einer kurzen Freiheitsstrafe g~m. § 47 Abs. 2 StGB zur Einwirkung auf ihn und zur 
Verteidigung der Rechtsordnung unerlässlich. 

b) . 

Für die Tat zu lift. 5 i~t die Strafe § 113 Abs. 1 StGB entnommen, .der Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder Geldstrafe vorsieht. 
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Für den Angeklagten sprach, dass es 'sich bei der von ihm geleisteten Gegenwehr 
um eher passives Verhalten handelte und er selbst bei dem Sturz zu Boden leicht 
ve~letzt wurde. 

Gegen den Angeklagten sprach indes, dass er bereits vorbestraft war, wenn auch 
nicht einschlägig. ' 

Nach Abwagung der vorgenannten Strafzumessungserwägungen erachtete das 
Gericht für die Tat zu Ziff. 5 eine Freiheitsstrafe von 

drei Monaten 

als tat- und schuldangemessen. 

, Bei der Tat zu Ziff. 5 war aus den vorgenannten Gründen ebenfalls die Verhängung 
einer ,kurzen Freiheitsstrafe gem. § 47 Abs. 2 StGB zur Einwirkung auf ihn und zur , 
Verteidigung der Rechtsordnung unerlässlich. Zwar ist der Angeklagte nicht 
einschlägig vorbestraft, allerdings zeigten die vorangegangenen Verurteilungen zu 
Geldstrafen keine ausreichend nachhaltige ,Wirkung auf den Angeklagten, so dass 
auch hier eine kurze Freiheitsstrafe erforderlich. erschien. 

c) 

Aus diesen beiden Einzelstrafen war gem. §§ 53, 54 StGB unter angemessener 
Erhöhung der höchsten verwirkten Einsatzstrafe von drei Monaten eine Gesamtstrafe 
zu bilden. Hierbei wurden die Person des Angeklagten, die Taten in ihrem zeitlichen 
Verhältnis zueinander ebenso be'rücksichtigt, wie die zeitliche Nähe zu dem 
vorangegangenen Urteil vom  was die kriminelle Energie, des , 
Angeklagten durch die zutage getretene Rückfallgeschwindigkeit zei,gte, und di~ 

zuvor aufgeführten Strafzumessungserwägungen der jeweiligen Strafen. Das Gericht 
erachtete sodann eine 

Gesamtfreiheitsstrafe von vier Monaten zwei Wochen 

als tat- und schuldangemessen. 

c) 

Eine Strafaussetzung zur Bewährung nach § 56 Abs. 1 StGB kam auch bei dieser 
Gesamtfreiheitsstrafe aus 'den zuvor aufgeführten und hier gleichermaßen geltenden 
Gründen mangels positiver Sozial prognose nicht in Betracht. 
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VI. 

Mit der Anklage der Staatsanwaltschaft Aachen vom 14.09.2020 wurde dem 
Angeklagten mit abweichender rechtlicher Würdigung im Eröffnungsbeschluss vom 
07.10.2020 vorgeworfen: 

"in 7 Fällen (Zift. 2 bis 5 und Zift. 7 bis 9 der Anklageschrift vom 14.09.2020) 

einen Menschen rechtswidrig mit Gewalt gegen eine Person und unter 
. Anwendung von Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder 
Leben zu einer Handlung genötigt und dadurch dem Vermögen des 
Genötigten Nachteil zugefügt zu . haben, um sich oder einen Dritten zu 
Unrecht zu bereichern; 

sowie in 2 weiteren Fällen (nach Zift. 9/vor Zift. 10 und nach Zift. 12) 

eine ande~e Person körperlich misshandelt oder an der Gesundheit 
geschädigt zu haben, 

wobei in dem Fall nach Zift. 9/vor Zift. 10 

in Tateinheit 

einen Menschen rechtswidrig mit Gewalt zu einer Handlung genötigt zu 
haben." 

Der konkret vorgeworfene Sachverhalt lautete: 

"Zwischen dem  und dem übergab der Zeuge  
 dem Angeschuldigten bei mehreren Gelegenheiten in Aachen Bargeld, 

welches zuvor Von dem bei der geführten Konto IBAN  
des Zeugen abgehoben wurde, sowie elektrische Geräte 

und eine Uhr. In Gemäßheit eines von Anfang an bestehenden Willens des 
Angeschuldigten, sämtliche Vermögenswerte des Zeugen nötigenfalls unter . 
Anwendung von erheblicher körperlicher Gewalt oder Drohung damit zu 
vereinnahmen und den Zeugen zur Herausgabe vermögenswerter 
Gegenstände zu bewegen, . schlug und ohrfeigte der Angeschuldigte den 
Zeugen bei mehreren Gelegenheiten während des bezeichneten Tatzeitraums 

I 

und erklärte der Angeschuldigte dem Zeugen während des bezeichneten 
Tatzeitraums, er werde den Zeugen -:-was dieser · dem Angeschuldigten 

\ 

billigerweise glaubte- . weite rh in zusammenschlagen und andere Personen auf 
ihn hetzen, sofern er -der Zeuge- ihm nicht weiterhin Vermögenswerte gebe. 
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, 
Im Einzelnen kam es zu folgenden Vorfällen: 

1. Am  zwischen  Uhr und  Uhr hob der Zeuge auf 
Veranlassung des Angeschuldigten, welcher währenddessen dicht hinter dem 
Zeugen stand, an dem Geldautomaten' der Deutschen Bank am Elisenbrunnen 
in Aachen zweimal 200 Euro sowie zweimal 300 Euro ab und übergab die 
Beträge jeweils nach der Abhebung "an den Angeschuldigten. 

2. Am  gegen  Uhr forderte der Angeschuldigte den Zeugen auf, 
ihm 1.000 Euro zu geben. Zur Bestärkung seiner Forderung schlug der 
Angeschuldigte den Zeugen im Bereich eines Geldautomaten der Deutschen 
Bank in Aachen mit der Faust gegen den Oberkörper und Rücken und erklärte 
dem Zeugen, er werde weitere Schläge erfahren, sofem er das Geld nicht. an 
ihn -den Angeschuldigten- übergebe. Der Zeuge hob von dem bezeichneten 
Geldautomaten um  Uhr 500 Euro und um  450 Euro ab 
(Überweisungsreferenz ) und übergab das Geld jeweils nach 
der Abhebung' dem Angeschuldigten, der währenddessen dicht hinter dem 
Zeugen stand. Um den Zeugen von der , GeltendmachuiJg von 
Rückforderungsansprüchen abzuhalten, erklärte ihm der Angeschuldigte 
danach, er werde Freunde holen und den Zeugen und dessen Familie töten, 
sofem der Zeuge irgend jemandem von dem Vorgefallenen erzfihle oder der 
Zeuge die Polizei einschalte. 

, , 

3. Am Vormittag des fuhren der Zeuge und der Angeschuldigte im 
Fahrzeug des Vaters des Zeugen zu der Filiale , der in der 

 in Aachen. Als das Fahrzeug , hielt, schlug der 
Angeschuldigte den ' Zeugen mit der Faust gegen Oberkörper und Oberarm, 
um seiner anschließend geäußerten Aufforderung, der Zeuge solle Geld 
abheben, Nachdruck zu verleihen. Während der Angeschuldigte dicht hinter 
dem Zeugen stand, hob dieser an dem Geldautomaten der  700 
Euro ab, welches er dem Angeschuldigten sodann übergab. 

4. ,Am fuhr der Zeuge erneut mit dem Angeschuldigten in einem 
von dem Zeugen geführten Fahrzeug zu der Filiale' der  in der 

 in  Als das Fahrzeug hielt, schlug der 
Angeschuldigte den Zeugen mit der Faust und versetzte , ihm Ohrfeigen, 
woraufhin der Zeuge die Räumlichkeiten der Bank betrat .und dort 1.000 Euro 
abhob, welche er sodann dem im Fahrzeug wartenden Angeschuldigten 
übergab. 

5. Am gegen  Uhr fuhr der Zeuge mit dem Angeschuldigten 
in einem von dem Zeugen geführten Fahrzeug zu dem Geldautomaten der 

, ' 

Deutschen Bank am Elisenbrunnen in Aachen. Als das Fahrzeug hielt, schlug 
der Angeschuldigte den Zeugen mehrfach mit der Faust, woraufhin dieser 300 
Euro abhob, welche er dem Angeschuldigten sodann übergab. 
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6. Am  um  Uhr hob der Zeuge an einem Geldautomaten in 
Aachen (Automatennummer  1.000 Euro ab, welche er sodann an den 
Angeschuldigten übergab. 

·7. Am begaben sich der Zeuge und der Angeschuldigte in einem 
von dem Zeugen geführten Fahrzeug in den Bereich MqrktiHauptstraße in 
Aachen. Als der Zeuge das Fahrzeug geparkt hatte, schlug der 
Angeschuldigte den Zeugen mehrfach, und der Zeuge und der Angeschu ldigte 
begaben sich zu einem nahegelegenen Bankautomaten der Deutschen Bank, 
wo der Zeuge 410 Euro abhob (Überweisungsreferenz ) und 
das Geld im den Angeschuldigten übergab. 

( . 

8. Am fuhren der Angeschuldigte und der Zeuge in einem von dem 
Zeugen geführten Fahrzeug zu einem Bankautomaten der Commerzbank in 
Aachen. Dort angekommen schlug der Angeschuldigte den Zeugen mehrfach, 
und der Zeuge stieg aus, um an dem Schalter 1.000 Euro sowie 600 Eur.o 
abzuheben Aachen (Überweisungsreferenzen  und 

. , welches er sodann dem im Fahrzeug wartenden Angeschuldigten 
übergab. 

9. Am  fuhren der Angeschuldigte u,?d der Zeuge in einem von dem 
Zeugen geführten Fahrzeug zu einem Bankautomaten der Commerzbank. 
Dort angekommen schlug der Angeschuldigte den Zeugen, und der Zeuge 
hob 900 Euro ab, welche er an den Angeschuldigten übergab. 

Zwischen dem und dem nachbezeichneten Vorfall kam es zu 
einer Begegnung zwischen dem Zeugen und dem Angeschuldigten, bei der 
dieser den Zeugen aufforderte, ihm -dem Angeschuldigten- Einsicht in das 
Online~Banking des Zeugen zu gewähren, wobei der Angeschuldigte zur 
Durchsetzung seiner Forderung den Zeugen schlug. Der Zeuge· zeigte dem 
Angeschuldigten daraufhin seinen -des Zeugen- Kontostand. 

10. Am hob der Zeuge an einem Bankautomaten der Postbank um 
 Uhr 100 Euro sowie um .50 Euro ab (Überweisungsreferenzen 

 und ), und übergab die Beträge jeweils 
nach der Abhebung an den Angeschuldigten. 

11. Am  bestellte der Zeuge auf seine Rechnung und auf 
Veranlassung des Angeschuldigten bei der Fa. -Amazon eil? Mobiltelefon 
Iphone 11 Pro Max im Wert von 1.399 Euro, welches in der Folge an die 
Anschrift des Zeugen geliefert wurde, . der es sodann mich Weisung des 
Angeschuldigten an diesen übergab. 

12. Darüber hinaus erhielt der Angeschuldigte von dem Zeugen während des 
Tatzeitraums eine Apple Watch, einen Apple Macbook im Wert von 1.349, 10 

I . 

Euro, eine Armbanduhrder Marke Longine und eine Spielekonsole "Xbox". 
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Zuletzt in den Morgenstunden des  schlug der Angeschuldigte im 
8ereich des Parkplatzes der Firma Amaion, Alte Rodung 20 in Esch weiler, 
auf den Zeugen ein, um diesem vor Augen zu führen, dass er dem 
Angeschuldigten weiterhin Vermögens werte überlassen müsse. " 

Diese Vorwürfe konnten nicht mit einer für eine Verurteilung erforderlichen Sicherheit 
festgestellt werden. 

Der Angeklagte selbst bestreitet die Vorwürfe und gab an, mit dem Zeugen  
 befreundet gewesen zu sein. Das Geld habe der Zeuge zu einem 

erheblichen TeiJ im Spielcasino und für sonstige Aktivitäten ausgegeben. 

Die Angaben des Zeugen  waren nicht glaubhaft . . 

Die Zeugin  schilderte gtaubhaft, dass sie zu der damaligen Zeit mit dem 
An-geklagten in ein~r Beziehung gelebt habe und mit ihm verlobt gewesen sei. Sie 
habe den Angeklagten während dieser Zeit mit Geld, welches sie von ihrem 
vermögenden Vater erhalten habe, versorgt; es sei nicht unüblich gewesen, dass der 
Angeklagte im Monat einen vierstelligen Betrag von ihr erhalten habe. 

Andere objektive Beweismittel führten nicht zu einer für ein'e Verurteilung 
ausreichenden sicheren Überzeugung des Gerichts, so dass der Angeklagte aus 

-tatsächlichen Gründen freizusprechen war. 

VII. 

Die Kostenentscheidung beruht auf§ 465 Abs. 1 StPO -hinsichtlich der 
Verurteilungen und auf § 467 Abs. 1 StPO bezüglich des Freispruchs. 
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Beglaubigt 
Urkundsbeamter/in der Geschäftsstelle 




